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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

181. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 12. Mai 1965 

182. Sitzung des Deutschen Bundestages 

am Freitag, dem 14. Mai 1965 

I. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit ihrer 
Dr. Kohut Deutschlandpolitik und ihren Bemühungen um 

ein besseres Verhältnis zu den osteuropäischen 
Nachbarstaaten für vereinbar, wenn die Ar- 
beitsgemeinschaft „Deutsche Ostkunde" mit 
der ideellen und finanziellen Unterstützung 
durch Bundes- und Länderministerien gleich- 
zeitig an die Lehranstalten der Bundesrepu- 
blik einen „Wegweiser durch das Schrifttum 
und die Lehrmittel zur ostkundlichen Unter- 
richtsgestaltung" verschickt, der die eindeutige 
politische Zielsetzung aufweist, „die deutsche 
Jugend für eine neue Ausfahrt im Aufträge 
Europas vorzubereiten", wie es der Heraus- 
geber dieses Wegweisers einmal im Organ 
der Arbeitsgemeinschaft „Deutsche Ostkunde" 
formulierte (s. „Die Zeit", Ausgabe 15, 
9. April 1965, S. 9)? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

Abgeordneter Ich frage den Bundesjustizminister, ob und in 
Dr. Arndt welchem Ausmaß es vor dem 1. Januar 1933 

(Berlin) *) bei den Landgerichten Uberbesetzungen der 

Sprucheinheiten (Zivil- und Strafkammern, 
Schwurgerichte) gab. 

III. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach der 
Dr. Tamblö neuen Postordnung Röntgenaufnahmen in 

Briefen nicht mehr befördert werden können, 
weil Briefe mit quadratischem Format oder 
mit mehr als 30 cm Seitenlänge von der Be- 
förderung ausgeschlossen werden sollen? 

') Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt . 
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IV. Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig und 
Dröscher mit der ihr obliegenden Fürsorgepflicht für 

die Soldaten vereinbar, daß von den hausver- 
waltenden Bundesbehörden auch Berufssolda- 
ten Mietverhältnisse gekündigt werden — le- 
diglich zum Zwecke der Anpassung der Mie- 
ten — wie in verschiedenen Fällen durch die 
Bundesvermögensstelle Baumholder gesche- 
hen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

V. 1. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
Rollmann regierung aus der Resolution der Internatio- 

nalen Tagung für Kariesbekämpfung in Bern 
am 8./9. Oktober 1964, wonach „die primäre 
Ursache der Zahnkaries einzig und allein in 
der denaturierten, vitalstoffarmen Zivilisati- 
onskost liegt, mit dem raffinierten Zucker, 
dem Weißmehl und den daraus hergestellten 
Produkten als Hauptschuldigen"? 

Ist die Bundesregierung gewillt, die Bevölke- 
rung über die schädliche Wirkung des raffi- 
nierten Zuckers und des Weißmehls für die 
Zahnkaries aufzuklären? 


VI. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts *) 

VI. 1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 

Dr. Mommer Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen 

und Stellvertreters des Bundeskanzlers, daß 
die Hallstein-Doktrin „heute kein geeignetes 
außenpolitisches Instrument mehr ist, um den 
Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik 
Deutschland zu wahren und die Wege zu 
einer friedlichen und freiheitlichen Lösung der 
deutschen Frage offenzuhalten"? 

VI. 2. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, entspre- 

Dr. Mommer chend den Vorschlägen des Bundesministers 

für gesamtdeutsche Fragen und Stellvertreters 
des Bundeskanzlers, „bald" volle diploma- 
tische Beziehungen zu den ost- und südost- 
europäischen Staaten aufzunehmen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nach den 
Worten des Bundesministers für gesamtdeut- 
sche Fragen und Stellvertreters des Bundes- 
kanzlers „im Auftrag der drei Westmächte und 

*) wird Freitag auigerufen 


VI. 3. Abgeordneter 

Mattick 


V. 2. Abgeordneter 

Rollmann 
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VI. 4. Abgeordneter 

Mattick 


VI. 5. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Kiep-Altenloh 


VI. 6. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Kiep-Altenloh 

VI. 7. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Kiep-Altenloh 


VI. 8. Abgeordneter 

Moersch 


VI. 9. Abgeordneter 

Moersch 


VI. 10. Abgeordneter 

Moersch 


bei gleicher Haltung Moskaus gegenüber Ost- 
berlin die Initiative zur Errichtung von ge- 
samtdeutschen technischen Kommissionen in 
Berlin" zu ergreifen? 

Wann hat der Bundesminister für gesamtdeut- 
sche Fragen und Stellvertreter des Bundes- 
kanzlers seine am 22. März d. J. in Frankfurt 
(Main) öffentlich geäußerten Auffassungen 
und Vorschläge über gesamtdeutsche techni- 
sche Kommissionen, die Hallstein-Doktrin und 
die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu 
den ost- und südosteuropäischen Staaten dem 
Kabinett vorgetragen? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
der Vier-Mächte-Status auch für den sowje- 
tisch besetzten Sektor von Berlin streng ge- 
wahrt werden muß? 

Welche anhaltenden Verletzungen des Vier- 
Mächte-Status für Ostberlin sind bekanntge- 
worden? 

Was haben die Verbündeten der Bundesre- 
publik getan, um anhaltende Verletzungen 
des Vier-Mächte-Status von Berlin rückgängig 
zu machen? 


Entspricht es den Tatsachen, daß die kultu- 
rellen Beziehungen der Bundesrepublik zu 
Brasilien, insbesondere die Arbeit der Goethe- 
Institute und anderer deutscher Einrichtungen, 
deshalb erheblich beeinträchtigt sind, weil 
z. B. im Deutsch-Unterricht zusätzliche Staats- 
examen notwendig werden, die wegfallen 
würden, sobald ein Kulturabkommen zwischen 
beiden Ländern unterzeichnet wäre? 


Ist es richtig, daß die Verhandlungen über den 
Abschluß eines Kulturabkommens mit Brasi- 
lien bereits 1961 aufgenommen worden sind, 
Brasilien 1962 anläßlich des Besuchs seines 
Außenministers in Bonn und im November 
1963 anläßlich des Besuchs seines Ministers 
für Handel und Industrie zur Unterzeichnung 
eines solchen Kulturabkommens bereit war? 

Welche Maßnahmen sind von Seiten der Bun- 
desregierung noch notwendig zum Abschluß 
des Kulturabkommens mit Brasilien? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

VII. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Fritsch Hinterbliebenenversorgung nach dem Bundes- 

versorgungsgesetz einen Mehrbedarfssatz im 
Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Bun- 
dessozialhilfegesetzes für Kriegerwitwen und 
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Kriegereltern, die das 65. Lebensjahr vollen- 
det haben oder erwerbsunfähig im Sinne der 
gesetzlichen Rentenversicherung sind, anzuer- 
kennen? 

VII. 2. Abgeordneter Nach welchen Richtlinien werden Visa-An- 
Ritzel träge von Angehörigen der Ostblockstaaten, 

mit denen keine diplomatischen Beziehungen 
bestehen (Polen, CSSR, Ungarn, Rumänien, 
Bulgarien, Albanien), bearbeitet? 

VII. 3. Abgeordneter Welche Unterschiede bei der Bearbeitung der 
Ritzel in Frage VII/2 angeführten Visa-Anträge wer- 

den gemacht? 

VII. 4. Abgeordneter Ist es richtig, wenn behauptet wird, daß die 
Ritzel in Frage VII/2 genannten Anträge eine Bear- 

beitung von 2 Monaten erfordern? 

VII. 5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, als Ergänzung 
Dr. Kohut des Berichts des Bundesinnenministers über 

die rechtsradikalen und antisemitischen Ten- 
denzen in der Bundesrepublik und zur besse- 
ren „Vorwarnung" der Bevölkerung vor die- 
sen Elementen eine Liste zu veröffentlichen, 
in der Organisationen und Parteien, die fa- 
schistisches und nazistisches Gedankengut ver- 
treten, namentlich aufgeführt werden? 

VII. 6. Abgeordneter Ist der Bundeskanzler bereit, alle Aufgaben 
Dr. Lohmar des Bundes in der Förderung der wissen- 

schaftlichen Forschung, der Ausbildungsförde- 
rung und der Bedarfsplanung dem Bundes- 
forschungsminister zu übertragen? 

VII. 7. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Lohmar unverzüglich die Gründung eines deutschen 

^ Bildungsrates zu ermöglichen? 

VII. 8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Bundes- 
Dr. Lohmar ländern die Gründung einer Kontaktkommis- 

sion von Bund und Ländern vorzuschlagen, in 
der alle Probleme der Bildungs- und Wissen- 
schaftspolitik erörtert werden könnten? 

VII. 9. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dröscher rung, die in der Öffentlichkeit in der letzten 

Zeit oft kritisierte Arbeit der Selbstkontrolle 
der deutschen Illustrierten wieder stärker 
wirksam werden zu lassen? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

VIII. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts der Tat- 
Dröscher Sache, daß ein Finanzausgleich für die ge- 

meindliche Belastung durch Folgelasten der 
örtlichen Beschäftigung deutscher Zivilbe- 
diensteter bei den Stationierungsstreitkräften 
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immer noch nicht gesetzlich geregelt ist, be- 
reit, für Schulbauten und für andere C^mein- 
delasten, die sich aus der Anwesenheit alliier- 
ter Soldaten und dieser Bediensteten ergeben, 
finanzielle Zuschüsse zu leisten? 


VIII. 

2. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 

Schmidt (Kempten) veranlaßt, bei der Durchführungsverordnung 
zur 17. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz 
den Endtermin für die Einreichung von An- 
trägen für Heimatvertriebene auf den 31. De- 
zember 1965, für Sowjetzonenflüchtlinge da- 
gegen auf den 31. Mai 1965 festzusetzen? 


VIII. 

3. Abgeordneter 

Seibert 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 

Weise die Mittel für die staatliche Sparförde- 
rung einschließlich der Steuerbegünstigung 
sich auf die verschiedenen Einkommensschich- 
ten verteilen? 


VIII. 

4. Abgeordneter 

Seibert 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
eine zuverlässige Beurteilung der Auswir- 
kungen der Sparförderung im Hinblick auf die 
in erster Linie erstrebte Begünstigung der 
unteren Einkommensschichten nur bei Vor- 
handensein einer derartigen Übersicht mög- 
lich ist? 


VIII. 

5. Abgeordneter 

Felder 

Warum wurde bis heute über die Gewährung 
eines laufenden Verwaltungskostenzuschusses 
an die Stadt Grafenwöhr für die bei Einrich- 
tungen der US-Armee im Bereich des Truppen- 
übungsplatzes Grafenwöhr beschäftigten und 
in der Stadt Grafenwöhr wohnhaften Zivil- 
personen nicht entschieden? 



IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


IX. 

1. Abgeordneter 

Fritsch 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in abseh- 
barer Zeit den Entwurf eines Bundeswaldge- 
setzes vorzulegen? 


IX. 

2. Abgeordneter 

Dr. Tamble 

Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der 
umfassenden Untersuchungen und Forschun- 
gen bekannt, die eine französische For- 
schungsanstalt in Grenoble für Maßnahmen 
des Küstenschutzes erarbeitet hat? 


IX. 

3. Abgeordneter 

Dr. Tamble 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht von 
Fachleuten, daß nach den Vorschlägen der 
Forschungsanstalt in Grenoble an die Ver- 
wirklichung von großen Küstenschutzprojek- 
ten gegangen werden muß, beispielsweise 
zum Schutze der Insel Sylt? 
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IX. 4. Abgeordneter Trifft es zu, daß Jugoslawien sein ihm ver- 
fehltes fraglich zugestandenes Hopfenimportkontin- 

gerit von jährlich 14 000 Zentnern Hopfen im 
laufenden Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni) 
bereits um 8242 Zentner (Stand: Ende Febru- 
ar 1965) überschritten hat? 


IX. 5. Abgeordneter Wird durch die bisher mell reingeführte Menge 
Ehnes von Hopfen aus Jugoslawien für sich oder im 

Zusammenhang mit Importen aus weiteren 
Ländern der Absatz des deutschen Hopfen- 
baues behindert? 


IX. 6. Abgeordneter Muß auf Grund der in Frage IX 4 bezeichne- 
Ehnes neten jugoslawischen Vertragsverletzung eine 

Wiedereinführung der Genehmigungspflicht 
für Hopfeneinfuhren in Erwägung gezogen 
werden, oder genügt es, wenn man die in 
diesem Wirtschaftsjahr mehreingeführte Men- 
ge auf das Kontingent des nächstfolgenden 
Wirtschaftsjahres anrechnet? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


X. 1. Abgeordneter Welche Ergebnisse hat die im Aufträge des 
Schmidt (Kempten) Bundesarbeitsministeriums 1961 durch die 
Kölner Forschungsstelle für empirische Sozial- 
ökonomik durchgeführte Befragung über das 
Sparverhalten der Arbeitnehmer und die Re- 
aktion der Arbeitnehmer auf die ihnen ange- 
botenen Sparvergünstigungen wie Sparprä- 
mien, Vermögensbildungsgesetz usw., er- 
bracht? 


X. 2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Schmidt (Kempten) Verwaltungsrats der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung in Nürnberg, daß trotz der hohen Rück- 
lagen der Bundesanstalt und trotz der erfreu- 
licherweise geringen Ausgaben für Arbeits- 
losenunterstützung der Beitragssatz von l,3°/o 
des Bruttolohnes weiterhin aufrechterhalten 
werden soll und damit die Rücklage von 
Jahr zu Jahr wesentlich erhöht wird? 


X. 3. Abgeordneter Welches Ergebnis hat die weitere Erörterung 

Jahn und Prüfung der Frage der privaten Strafjustiz 

in Form von „Betriebsgerichten" in der vom 
Bundesarbeitsminister in der Fragestunde des 
Bundestages vom 7. April 1965 angekündigten 
Besprechung der Arbeitsrechtsreferenten der 
Länder gehabt? 
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X 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Jahn jährliche Ausgabe eines dreiseitigen Frage- 

bogens mit zweiseitigem Merkblatt sowie ei- 
ner Haushaltsbescheinigung, eines Ergän- 
zungsblat.tes und einer Verdienstbescheini- 
gung durch die Arbeitsämter als Voraus- 
setzung für den Bezug von Kindergeld mit 
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung vereinbart werden kann? 

X. 5. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, daß den Angehörigen 
Schmitt- des Minensuchdienstes Zeiten bei den briti- 

Vockenhausen sehen Streitkräften nach 1945 als Nachversi- 

cherungszeiten in der Angestelltenversiche- 
rung anerkannt werden, auch wenn die be- 
treffenden Angehörigen des Minensuchdien- 
stes vorher nicht in einem versicherungspflich- 
tigen Arbeitsverhältnis gestanden haben? 


XI. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

XI. 1. Abgeordneter Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
Haase (Kassel) zu erneut in der Öffentlichkeit vorgebrachten 
Klagen, daß Abiturienten nach Ableistung des 
Wehrdienstes nicht immer Studienplätze in 
den naturwissenschaftlichen Disziplinen an 
den deutschen Hochschulen erhalten? 

XI. 2. Abgeordneter Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
Haase (Kassel) bei den Länderregierungen zu unternehmen, 
um eine bevorzugte Behandlung des in Fra- 
ge XI/1 genannten Personenkreises bei der 
Zuteilung von Studienplätzen zu bewirken? 

XI. 3. Abgeordneter Wann wird die dem Fragesteller in den Sit- 
Seuffert Zungen des Deutschen Bundestages am 

4. April 1957 und 18. Mai 1960 zugesagte 
Verlegung des Schießplatzes in München- 
Freimann durchgeführt? 

XI. 4. Abgeordneter Beharrt die Bundesregierung auf der Ableh- 
Seuffert nung des für eine neue Schießanlage vorge- 

sehenen Goldachhofes nördlich Ismaning? 

XI. 5. Abgeordneter Wird die Bundesregierung das mit Schreiben 
Seuffert der Bayerischen Staatskanzlei vom 12. April 

1965 an das Bundesfinanzministerium ange- 
botene andere Ersatzgelände für den in Fra- 
ge XI/3 genannten Schießplatz akzeptieren? 

XL 6. Abgeordneter Wer ist für die Flugblattpropaganda-Ballon- 

Dr. Kohut aktionen an der Demarkationslinie zur SBZ 

verantwortlich? 

XI 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Ko- 
Strohmayr stenübernahme bei Rettungen von Privatper- 

sonen durch diese zu verzichten, wie das von 
Piloten der Bundeswehr-Luftrettungsstaffeln, 
beispielsweise in Bayern, angeregt wurde? 
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XI. 8. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Strohmayr der bei Rettungen von Privatpersonen anfal- 

lende Betrag von etwa 15 000 DM unschwer 
vom Verteidigungshaushalt übernommen wer- 
den könnte, wenn damit die Piloten der Pein- 
lichkeit enthoben werden könnten, einen Ver- 
unglückten vor dem Rettungsflug mit dem 
Hubschrauber nach der Übernahme der Trans- 
portkosten zu fragen? 

XI. 9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, wenigstens 
Strohmayr dort auf die Erstattung der Transportkosten 

zu verzichten, wo kein Verschulden der zu 
Rettenden vorliegt? 

XI. 10. Abgeordneter Welche Mittel stehen den Truppenkomman- 
Dr. Mommer deuren bis zum Bataillonskommandeur ein- 

schließlich zur Verfügung, um bei gegebenen 
Anlässen — etwa der Verteidigung oder dem 
feierlichen Gelöbnis der Wehrpflichtigen — 
durch Einladung der Vertreter des öffentli- 
chen Lebens und der Verbände zu einem 
Empfang die Stellung der Bundeswehr in der 
Öffentlichkeit zu verbessern? 

XI. 11. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig 
Dr. Mommer und gegenüber den Städten Stuttgart und 

Kornwestheim vertretbar, daß im Ballungs- 
raum Stuttgart auf dem Gelände des Viesen- 
häuser Hofes ein Übungsplatz für Zwecke der 
Bundeswehr angelegt werden soll? 

XII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

XII. 1. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der Kraftfahrzeugbe- 
Kubitza sitzer, die ihr Fahrzeug nicht termingemäß 

zur Überprüfung beim TÜV vorführen? 

Aus welchen Gründen wird das Versäumnis 
eines Kraftfahrzeugbesitzers, sein Fahrzeug 
termingerecht zur Überprüfung dem TÜV 
vorzuführen, gleich mit einer Strafverfügung 
geahndet? 

Weshalb begnügt man sich in den in Fra- 
ge XII 2 genannten Fällen nicht mit einer ge- 
bührenpflichtigen Verwarnung, die mir in 
einem gerechteren Verhältnis zur Straftat zu 
stehen scheint? 

Trifft es zu, daß nach dem Sommerfahrplan 
auf Bundesbahnstrecken, die von Uelzen aus 
in benachbarte Landkreise des Zonengrenz- 
gebietes führen, mehrere Personenzugpaare 
fortfallen werden? 

XII. 5. Abgeordneter Wann wird der Personenzugverkehr auf der 
Priebe Strecke Dannenberg — Lüchow wieder aufge- 

nommen werden und die Kreisstadt Lüchow 
auf dem Schienenweg erreichbar sein? 


XII. 4. Abgeordneter 

Priebe 


XII. 3. Abgeordneter 

Kubitza 


XII. 2. Abgeordneter 

Kubitza 
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XII. 6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Josten Pegelstände des Rheins bei Hochwasser 7,60 m 

anzeigen müssen, wenn Fahrverbot für die 
Rheinschiffahrt gelten soll, und daß diese 
Höchstmarke vor Jahrzehnten festgesetzt 
wurde? 

XII. 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit der inter- 
Josten nationalen Rheinschiffahrts-Zentralkommissi- 

on in Verhandlung zu treten, damit die Fahr- 
erlaubnis der Schiffe auf dem Rhein bei Hoch- 
wasser neu geregelt wird? 

XII. 8. Abgeordneter Hat der jüngste Briefwechsel zwischen dem 

Felder bayerischen Ministerpräsidenten Goppel und 

dem Bundeskanzler der Bundesregierung Ver- 
anlassung gegeben, ihre bisher so befremd- 
liche Haltung zur Finanzierung des Kanalpro- 
jekts Rhein-Main-Donau einer Nachprüfung 
zu unterziehen? 

XII. 9. Abgeordneter Welche Gründe veranlassen die Deutsche 

Dr. Schmidt Bundesbahn, ihre Personenverkehrsleistun- 

(Gellersen) gen im Zonengrenzraum des Harzgebietes 

laufend zu reduzieren? 

XII. 10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit sicherzustel- 

Dr. Schmidt len, daß die Zuganschlüsse vom Harz an die 

(Gellersen) Hauptstrecken und die wichtigsten Schnell- 

züge so erfolgen, daß keine übertriebenen 
Zeitverluste für die Reisenden entstehen? 

XII. 11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge 

Dr. Schmidt zu tragen, daß Spätverbindungen von den 

(Gellersen) Hauptstrecken in die Harzstädte wieder ge- 

schaffen bzw. verbessert werden? 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 

XIII. 1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Sach- 
Fritsch verhalt, daß im Regierungsbezirk Niederbay- 

ern in diesem Jahr Mittel des sozialen Woh- 
nungsbaues lediglich in Höhe von 21,8 Mil- 
lionen DM zur Verfügung stehen, während 
geprüfte Anträge von Bauwilligen mit einer 
Bedarfssumme von 45 Millionen DM vorlie- 
gen? 

* 

XIII. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf einzu- 
Brück wirken, daß die durchschnittlichen Forde- 

rungsbeträge (öffentliche Baudarlehen, Woh- 
nungsfürsorgedarlehen, Aufwandsbeihilfen 
und Zinszuschüsse) für die Bediensteten des 
öffentlichen Dienstes möglichst einheitlich 
festgesetzt werden? 
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XIII. 3. Abgeordneter Ist bekannt, daß die Forderungsbeträge für 

Brück die Bediensteten der Deutschen Bundesbahn 

erheblich unter dem Wohnungsfürsorgedar- 
lehen der übrigen Bundesbediensteten liegen? 


Bonn, den 7. Mai 1965 
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